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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Gemeinsame Regelung für den Ausschluß von Unternehmen von der Vergabe 
öffentlicher Aufträge bei illegaler Beschäftigung von Arbeitskräften 


Das Aktionsprogramm der Bundesregierung für mehr Wachstum 
und Beschäftigung sieht in Nummer 18 u. a. vor, Arbeitgeber, die 
illegal Artbeitnehmer beschäftigen, von öffentlichen Aufträgen 
auszuschließen. Dementsprechend enthält Artikel 4 des Gesetz- 
entwurfs der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. zum „Be- 
schäftigungsförderungsgesetz 1994 " eine Verschärfung des 
Gesetzes gegen Schwarzarbeit, um illegale Beschäftigung und 
Schwarzarbeit noch energischer zu bekämpfen. Nach § 5 der vor- 
gesehenen Änderung des Gesetzes können Unternehmen, die 
illegal Arbeitnehmer beschäftigen, zukünftig von der Vergabe 
öffentlicher Aufträge bis zu zwei Jahren ausgeschlossen werden. 

Im Vorgriff auf diese gesetzliche Regelung hat BMBau gemein- 
sam mit BMWi unter Beteiligung der anderen Vergaberessorts des 
Bundes (BMI, BMVg, BMV, BMPT) sowie BMJ und BMA eine ge- 
meinsame Regelung erarbeitet, die im einzelnen vorsieht, bei 
illegaler Beschäftigung von Arbeitskräften die entsprechenden 
Unternehmen bei erstmaligem Verstoß für sechs Monate, im Wie- 
derholungsfälle für die Dauer von zwei Jahren von der Vergabe 
öffentlicher Bau- und Lieferaufträge auszuschließen. 

Die Ausschlußregelung wird durch die übrigen Bundesressorts 
übernommen. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundesminsteriums für Raumordnung , Bauwesen und Städtebau vom 22. März 
1994. 
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Anlage 


Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
BI 2 A-0 1086-000 

Bundesministerium für Wirtschaft 
IB3-26 04 40/2 

Bundesministerium des Innern 
P II 5 - 634 140-3/2 

Bundesministerium der Verteidigung 
UIII 1-68-05-01/01 

Bundesministerium für Verkehr 
StB 12/BW 21/70.03/11 BM 94 

Bundesministerium für Post und Telekommunikation 
414aB 7611 


Gemeinsame Regelung für den Ausschluß von Unternehmen von der Vergabe 
öffentlicher Aufträge bei illegaler Beschäftigung von Arbeitskräften wegen 

- Unzuverlässigkeit (§ 8 Nr. 5 Abs. 1 Buchstabe c VOB/A, § 7 Nr. 5 Buchstabe c 
VOL/A) 

- nicht ordnungsgemäßer Erfüllung der Verpflichtung zur Zahlung von Steuern 
und Abgaben sowie der Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung 

(§ 8 Nr. 5 Abs. 1 Buchstabe d VOB/A, § 7 Nr. 5 Buchstabe d VOL/A) 

- temporäre Auftragssperre 


Ab sofort ist bei Vergabeverfahren nach der VOB und nach der 
VOL in bezug auf illegale Beschäftigung von Arbeitskräften fol- 
gendes strikt zu beachten: 

I. 1. Es wird vermutet, daß die erforderliche Zuverlässigkeit i. S. 
von § 8 Nr. 5 Abs. 1 Buchstabe c VOB/A und § 7 Nr. 5 Buch- 
stabe c VOL/A nicht besitzt, wer wegen illegaler Beschäfti- 
gung (§§ 227, 227 a, 229 Abs. 1 Nr. 2 des Arbeitsförderungs- 
gesetzes, §§ 15, 15 a, 16 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Arbeitneh- 
merüberlassungsgesetzes, § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung 
der Schwarzarbeit) zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei 
Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen 
verurteilt oder mit einer Geldbuße von wenigstens 5 000 DM 
belegt worden ist. 

2. Das gleiche gilt auch schon vor Durchführung eines Straf- 
oder Bußgeldverfahrens, wenn im Einzelfall angesichts der 
Beweislage kein vernünftiger Zweifel an einer schwerwie- 
genden illegalen Beschäftigung besteht. 
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3. Liegen die Voraussetzungen von Nummer I. 1 oder 2 vor, ist 
der Bewerber/Bieter unter Berücksichtigung der Umstände 
des Einzelfalles nach Maßgabe der Nummern I. 4 bis 6 in der 
Regel von der Vergabe auszuschließen, und zwar bei einer 
erstmaligen Verfehlung in der Regel für sechs Monate, im 
Wiederholungsfälle regelmäßig für zwei Jahre. Tatbestände, 
die vor dem (Tag des Inkrafttretens) liegen, werden nicht 
berücksichtigt. 

4. Die Dauer des Ausschlusses ist im Falle der Nummer I. 1 
grundsätzlich vom Zeitpunkt der Registereintragung an zu 
berechnen. Im Falle der Nummer I. 2 ist der Ausschluß von 
dem Zeitpunkt an zu berechnen, zu dem der öffentliche Auf- 
traggeber Kenntnis im Sinne der Nummer I. 2 erlangt. 

5. Die Vergabestelle hat bei ihrer Entscheidung über einen 
Ausschluß alle Besonderheiten des Einzelfalles zu berück- 
sichtigen, insbesondere anhand der folgenden Kriterien: 

— die absolute und relative Zahl der illegal beschäftigten 
Arbeitnehmer, 

— die Dauer der Beschäftigung illegaler Arbeitnehmer, 

— die Häufigkeit etwaiger Verstöße, 

— eine bestehende Wiederholungsgefahr, 

— der seit einem Rechtsverstoß verstrichene Zeitraum, 

— der Umfang der Auswirkungen eines Normenverstoßes 
auf den öffentlichen Auftraggeber, 

— organisatorische Maßnahmen durch den Unternehmer, 
um einen weiteren Normenverstoß zu vermeiden, 

— u. U. eine Beschränkung des Verstoßes auf nur einen 
Tätigkeitsbereich des Unternehmens, 

— ob die illegale Beschäftigung zu Wettbewerbs Verzerrun- 
gen geführt hat (z.B. günstigere Kalkulation der Ange- 
botspreise), 

— ob der Ausschluß von öffentlichen Aufträgen die Wirt- 
schaftslage des Unternehmens gefährdet, 

— ob der Ausschluß zu einer relevanten Verengung des 
Bewerber-/Bieterkreises führt, 

— ob gleichzeitig gegen Steuer- und Abgabentatbestände 
verstoßen worden ist (§§ 370, 377, 380 AO, § 266 a StGB). 

Anhand insbesondere dieser Kriterien hat die Vergabestelle 
zu prüfen, ob der Bewerber/Bieter im zu entscheidenden 
Einzelfall nicht oder abweichend von der in Nummer I. 3 
vorgesehenen Regelzeit auszuschließen ist. 

Unberührt hiervon bleibt die Möglichkeit, bei nachgewiese- 
nem Vorliegen der Voraussetzungen des § 8 Nr. 5 Abs. 1 
Buchstabe d VOB/A bzw. § 7 Nr. 5 Buchstabe d VOL/A den 
Unternehmer allein auf der Grundlage eines Verstoßes 
gegen Steuer- und Abgabentatbestände auszuschließen. 
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6. Die Vergabestelle soll sich bei ihrer Entscheidung im Inter- 
esse eines einheitlichen Verwaltungshandelns der öffent- 
lichen Hand regional und sektoral mit anderen Vergabestel- 
len abstimmen. 

7. Dem Bewerber/Bieter ist vor einem Ausschluß Gelegenheit 
zur Äußerung innerhalb einer angemessenen Frist zu geben. 

II. Verfahren zur Prüfung der Voraussetzungen von Nummer I. 1 
Die Vergabestelle hat wie folgt zu verfahren: 

1. Vom Bewerber um einen öffentlichen Auftrag 

— nach der VOB oder 

— nach der VOL für solche Bereiche, in denen nach den 
Erfahrungen der Bundesregierung und der gesetzlichen 
Wertung in § 99 Viertes Buch Sozialgesetzbuch die Ge- 
fahr illegaler Beschäftigung besteht (Schausteller- 
gewerbe, Gebäudereinigungsgewerbe, Personen- und 
Güterbeförderungsgewerbe, Beherbergungs- und Gast- 
stättengewerbe, Auf- und Abbau von Messen und Aus- 
stellungen) 

ist zur Prüfung von Eintragungen nach Nummer I. 1 gemäß 
§ 8 Nr. 5 Abs. 2 VOB/A und § 7 Nr. 4 VOL/A eine Auskunft 
aus dem Gewerbezentralregister nach § 150 der Gewerbe- 
ordnung zu verlangen. 

Bei Bewerbungen um einen Auftrag über Leistungen nach 
der VOL im übrigen reicht grundsätzlich eine Eigenerklä- 
rung zu Verurteilungen und Bußgeldbescheiden gemäß 
Nummer I. 1 aus. Auf die Möglichkeit des Ausschlusses von 
der Teilnahme am Wettbewerb nach § 7 Nr. 5 Buchstabe e 
VOL/A bei unzutreffenden Erklärungen ist hinzuweisen. 
Nur bei Anhaltspunkten für eine illegale Beschäftigung ist 
auch von diesen Bewerbern eine Auskunft aus dem Ge- 
werbezentralregister zu verlangen. 

Der Registerauszug nach Absatz 1 darf nicht älter als drei 
Monate sein. 

Die vorstehenden Vorlage- und Erklärungspflichten gelten 
nicht für die Vergabe von Aufträgen nach der VOL mit ge- 
ringem Volumen (bis 20000 DM), hiervon ausgenommen 
sind Dauerschuldverhältnisse (z. B. Reinigungsauftrag über 
sechs Jahre). 

Bei dringlichen VOL-Vergaben ist zuzulassen, daß der Regi- 
sterauszug unverzüglich nachgereicht werden kann. 

2. Von ausländischen Bewerbern/Bietern sind statt oder neben 
dem in Nummer II. 1 Abs. 1 genannten Auszug aus dem Ge- 
werbezentralregister gleichwertige Bescheinigungen von 
Gerichts- oder Verwaltungsbehörden ihres Herkunftslandes 
zu verlangen. 

3. Der Registerauszug nach Nummer II. 1 bzw. 2 ist von dem 
Leiter der Vergabestelle oder von einem durch den Leiter 
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bestimmten Mitarbeiter auf Eintragungen wegen Bußgeld- 
bescheiden im Zusammenhang mit illegaler Beschäftigung 
zu prüfen. Über evtl. Eintragungen ist ein Vermerk zu ferti- 
gen, der den Vergabeakten beizufügen ist. Der Registeraus- 
zug ist sodann unverzüglich zurückzugeben. 

Alle Registerauszüge sind streng vertraulich zu behandeln. 
Andere als die illegale Beschäftigung betreffende Eintra- 
gungen dürfen nicht entnommen oder weitergegeben wer- 
den, es sei denn, sie wirken sich ebenfalls auf die Beurtei- 
lung der Zuverlässigkeit nach § 8 Nr. 5 Abs. 1 Buchstabe c 
VOB/A bzw. § 7 Nr. 5 Buchstabe c VOL/A oder auf Tatbe- 
stände nach § 8 Nr. 5 Abs. 1 Buchstabe d VOB/A bzw. § 7 
Nr. 5 Buchstabe d VOL/A aus. 

4. a) Im Falle der Öffentlichen Ausschreibung nach § 3 Nr. 1 

Abs. 1 VOB/A und § 3 Nr. 1 Abs. 1 VOL/A bzw. des Offe- 
nen Verfahrens nach § 3 a Nr. 1 Buchstabe a VOB/A und 
§ 3 a Nr. 1 Abs. 1 Satz 1 erste Alternative VOL/A ist vor- 
zusehen, daß der Registerauszug erst nach Aufforderung 
und nur von den Bewerbern/Bietern vorzulegen ist, deren 
Angebote in die engere Wahl kommen. 

b) Im Falle der Beschränkten Ausschreibung nach öffent- 
lichem Teilnahmewettbewerb nach § 3 Nr. 1 Abs. 2 
zweite Alternative VOB/A und § 3 Nr. 1 Abs. 4 erste Alter- 
native VOL/A, des Nichtoffenen Verfahrens nach § 3 a 
Nr. 1 Buchstabe b und § 3 a Nr. 1 Abs. 1 Satz 1 zweite 
Alternative VOL/A sowie des Verhandlungsverfahrens 
nach § 3 a Nr. 1 Buchstabe c VOB/A und § 3 a Nr. 1 Abs. 1 
Satz 2 erste Alternative VOL/A ist vorzusehen, daß der 
Register auszug mit dem Antrag auf Teilnahme vorzu- 
legen ist. 

c) Im Falle der Beschränkten Ausschreibung nach § 3 Nr. 1 
Abs. 2 erste Alternative VOB/A und § 3 Nr. 1 Abs. 2 
VOL/A sowie der Freihändigen Vergabe nach § 3 Nr. 1 
Abs. 3 VOB/A und § 3 Nr. 1 Abs. 3 VOL/A ist vorzusehen, 
daß der Registerauszug mit der Abgabe des Angebots 
vorzulegen ist. 

5. Auf das Verlangen nach Vorlage der in Nummern II. 1 und 2 
genannten Bescheinigungen durch die Bewerber/Bieter ist 
in der jeweiligen Bekanntmachung bzw. der Aufforderung 
zur Abgabe eines Angebotes hinzuweisen. Es ist ferner 
darauf hinzuweisen, daß ein Angebot von der Wertung aus- 
geschlossen werden kann, wenn die in Nummern II. 1 und 2 
genannten Bescheinigungen nicht rechtzeitig vorgelegt 
worden sind. 
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Für den Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau 
gez. Schmülling 

Für den Bundesminister für Wirtschaft 
gez. Prof. Dr. Eekhoff 

Für den Bundesminister des Innern 
gez. Dr. Scheiter 

Für den Bundesminister der Verteidigung 
gez. Dr. Wiehert 

Für den Bundesminister für Verkehr 
gez. Dr. Knittel 

Für den Bundesminister für Post und Telekommunikation 
gez. Pfeffermann 
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